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Beridit 

des Aussdiusses für den Lastenausgleidi 
(17. Aussdiuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Etzel (Bamberg), 
Di;. Besold, Dr.-Ing. Decker 
und Fraktion der Bayernpartei 

- Nr. 957 der Drucksachen - 


befr. Änderung der Anordnung nach § 73 des Soforthilfe- 
gesetzes vom 8. August 1949 (WiGBl. S. 214). 


Berichterstatter : 
Abgeordneter Matziier 


Das Soforthilfegesetz berücksichtigt nur dieGesdiädigtengruppen 
der Flüchtlinge, der Kriegssach geschädigten, der Währungs- 
geschadigten und der politisch Verfolgten. Durch § 73 dieses 
Gesetzes ist die Möglichkeit geschaffen, daß die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundestages und des Bundesrates anordnen 
kann, daß zur Vermeidung von Härten gewisse Gruppen von 
Geschädigten darüberhinaus Leistungen nach dem Soforthilfe- 
gesetz erhalten. Durch Anordnung nach § 73 vom 8. August 
1949 sind den Flüchtlingen Personen gleichgestellt, die infolge 
von Maßnahmen der Militärregierungen der drei westlichen 
Besatzungsmächte den Ort ihres Wohnsitzes oder dauernden 
Aufenthalt auf unbestimmte Zeit verlassen mußten. 

Durch die vorerwähnte Anordnung sind nur Personen den 
Flüchtlingen gleichgestellt, die durch generelle Räumungsan- 
ordnungen der Militärregierungen gezwungen wurden, ihren 
Wohnort zu verlassen und hierdurch ein dem Flüchtlings- 
Schicksal vergleichbares Schicksal erlitten haben. Gedacht war 
an die Fälle der Evakuierung von Ortschaften zur Anlage von 
Truppenübungsplätzen, der Räumung der Insel Helgoland, der 
Evakuierung von Technikern und Wissenschaftlern aus Thüringen 
anläßlich der Änderung der Grenzen der Besatzungszonen und 
an einige ähnliche Fälle. Nicht betrifft die Anordnung dieje- 
nigen Fälle, in denen die Besatzungsmächte Wohnungen 
beschlagnahmt haben. 
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Es ist dringend geboten, den Kreis derer, die Ansprüche nach 
dem Soforthilfegesetz und später im Rahmen des allgemeinen 
Lastenausgleichs erheben, au! den Kreis der Kriegs- und Kriegs- 
folgeschäden im eigentlichen Sinne zu beschränken. Die 
beschränkten Mittel des Lasten ausgleichs machen es leider 
völlig unmöglich, Leistungen in all den zahllosen Fällen, in 
denen sich anderweitig soziale Härten in den Nachkriegsjahren 
ergeben haben, auszudehnen. Der relativ sehr kleine Kreis der 
gegenwärtig durch die Anordnung nach § 73 des Soforthilfe- 
gesetzes als „Besatzungsverdrängte” erfaßten Personen hat wie 
die Heimatvertriebenen die Heimat und fast stets auch die 
berufliche Stellung verloren*. Insoweit erschien eine Gleich- 
stellung mit den Vertriebenen sachlich und auch finanziell 
vertretbar. Der vielfach größere Kreis der Inhaber beschlag- 
nahmter Wohnungen war nur auf vermutlich beschränkte Zeit 
gezwungen, die Wohnung zu verlassen. Von einem Verlust der 
Heimat und der Berufsstellung kann hier nicht gesprochen 
werden. Für die beschlagnahmte Wohnung wird, wenn auch 
in beschränktem Umfange, Entschädigung gewährt. 

Die endgültige Regelung der Stellung der durch Anordnung 
der Besatzungsmächte Geschädigten ist nicht Aufgabe des 
Lastenausgleichs, sondern muß gesondert erfolgen. Nach Mit- 
teilung des Vertreters des Bundesfinanzministeriums besteht 
die Absicht, eine derartige Regelung sofort zu treffen, sobald 
die Zustimmung der Besatzungsmächte hierzu vorliegt. 

Aus den angegebenen Gründen ist der Ausschuß für den 
Lastenausgleich der Auffassung, daß der Lage der durch die 
Beschlagnahme von Wohnungen seitens der Besatzungsmächte 
Betroffenen nicht durch Maßnahmen des Lastenausgleichs, 
sondern baldmöglichst durch besondere Bundesgesetzgebung 
Rechnung zu tragen ist. 

Antrag des Ausschusses : 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Abgeordneten Dr. Etzel (Bamberg), Dr. Besold, 
Dr.-Ing. Decker und Fraktion der Bayernpartei - Nr. 957 der 
Drucksachen - betr, Änderung der Anordnung nach § 73 des 
Soforthilfegesetzes vom 8. August 1949 (WiGBl.S.214) abzulehnen. 


Bonn, den 13. September 1950 


Der Ausschuß für den Lastenausgleidi 

Kunze Matzner 

Vorsitzender Berichterstatter 



